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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0575/09
von Giusto Catania (GUE/NGL), Claudio Fava (PSE), Roberto Musacchio (GUE/NGL), Marco 
Cappato (ALDE), Umberto Guidoni (GUE/NGL), Monica Frassoni (Verts/ALE), Pasqualina Napoletano 
(PSE), Marco Pannella (ALDE), Giovanni Berlinguer (PSE), Luisa Morgantini (GUE/NGL), Vittorio 
Agnoletto (GUE/NGL), Vincenzo Aita (GUE/NGL) und Giulietto Chiesa (PSE)
an die Kommission

Betrifft: Zum Fall Eluana Englaro

Am 16. Dezember letzten Jahres übermittelte der italienische Arbeits- und Sozialminister Maurizio 
Sacconi an alle italienischen Regionen eine Verfügung („Weisungsakt“), wonach öffentlichen und 
privaten Einrichtungen des nationalen Gesundheitsdienstes der Abbruch der Nahrungs- und 
Wasserzufuhr an Personen in einem permanenten vegetativen Zustand gesetzlich untersagt ist.

Der Erlass dieser Verfügung, durch die beim Nationalen Gesundheitsdienst zugelassene Tätigkeiten 
aufgehoben zu werden drohen und mithin für Kliniken im Falle der Nichtbefolgung die Gefahr sehr 
ernster Konsequenzen besteht, hat den Vollzug des Beschlusses des Mailänder Berufungsgerichts 
verhindert, mit dem die Einstellung der künstlichen Ernährung von Eluana Englaro, eines seit 17 
Jahren in einem irreversiblen Koma liegenden Mädchens, genehmigt wird.

Die Verfügung des Ministers steht im Widerspruch zu dem rechtskräftigen Urteil des 
Berufungsgerichts und bedeutet in diesem Sinne eine Missachtung der Rechtsstaatlichkeit sowie der 
Gewaltentrennung in einem demokratischen Staat; sie widerspricht dem in Artikel 9 der „Konvention 
über Menschenrechte und Biomedizin“, die von Italien am 4. April 1997 unterzeichnet wurde, 
verankerten Grundsatz; und sie läuft schließlich den Empfehlungen des Europäischen Parlaments 
zuwider, die es in seinem am 14. Januar dieses Jahres angenommenen Bericht über die Achtung der 
Grundrechte in der Europäischen Union (A6-0479/2008) formuliert hatte, in dem es in Ziffer 167 heißt 
„fordert die Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, auf, Rechtsvorschriften über 
Patientenverfügungen zu verabschieden, um zu gewährleisten, dass Artikel 9 der Oviedo-Konvention 
über Menschenrechte und Biomedizin umgesetzt wird (...), und das Recht, in Würde zu sterben, zu 
regeln“.

Ist nach Auffassung der Kommission die Oviedo-Konvention, die von der überwältigenden Mehrheit 
der EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet worden ist, nunmehr Bestandteil der in Artikel 6 VEU 
angeführten „Grundsätze der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit, die allen Mitgliedstaaten gemeinsam sind“?

Ist die Achtung des Willens des Patienten nach Ansicht der Kommission nicht ein Grundrecht in 
unseren demokratischen Gesellschaften?

Teilt schließlich die Kommission die Auffassung, dass das Verhalten der italienischen Regierung 
einen gefährlichen Präzedenzfall für die Nichteinhaltung der Gewaltenteilung darstellt?


